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Der gemäß §§ 36 und 47 Abs 2 GOG beim Oberlandesgericht Graz gebildete 

Begutachtungssenat erstattet zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-

Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, 

das Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das 

Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- und forstwirtschaftliche 

Landesvertragslehrpersonengesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-

Personalvertretungsgesetz  und  das  Bundes-Bedienstetenschutzgesetz  geändert werden 

(2. Dienstrechts-Novelle 2015), nachstehende 

S t e l l u n g n a h m e : 
 
Der Begutachtungssenat hält fest, dass die gesetzte kurze Frist eine sachhaltige 

Stellungnahme zu der Novelle unmöglich macht. Mit Schreiben vom  2. November 2015, hier 

eingelangt am 4. November, wurde zur Begutachtung eingeladen und für allfällige 

Stellungnahmen eine Frist bis 9. November 2015 (!) gesetzt, sodass für die Befassung des 

Senats und die  eigentliche Begutachtung nur wenige Tage verbleiben. Derartig kurze Fristen 

führen dazu, Begutachtungsverfahren zu  bloßen Formalakten zu reduzieren. 

 

Zum Inhaltlichen: Die vorliegende Dienstrechtsnovelle ändert zwar ua. das RStDG, 

versäumt dabei jedoch bedauerlicherweise neuerlich die Gelegenheit, die „Herabsetzung der 

regelmäßigen Wochendienstzeit aus beliebigem Anlass“ (§ 50 a BDG) sinngemäß auch für 

den richterlichen Bereich zu adaptieren. § 76 b RStDG sieht nämlich diesbezüglich eine 

Herabsetzung der Auslastung bei Richterinnen und Richtern nur zur Betreuung 

schulpflichtiger Kinder vor. Wohl ist eine dienstrechtliche Behandlung des richterlichen 

Personals abweichend vom allgemeinen Dienstrecht des BDG verfassungskonform, doch 

besteht im vorliegenden Fall kein sachlicher Grund für diese Ungleichbehandlung, die 

insbesondere schon deshalb unverständlich ist, weil auch Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte – für die die weitergehende Regelung des BDG gilt – gemäß Artikel 90 a B-VG 

Organe der ordentlichen Gerichtsbarkeit sind.  Eine Gleichbehandlung der beiden in 

vielfältiger Weise miteinander verflochtenen Berufsgruppen wäre zweckmäßig und 

sachgerecht. 
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Dies betrifft etwa Fälle einer Pflege naher Angehöriger, wofür Richterinnen und Richtern – im 

Gegensatz zu Beamtinnen und Beamten – derzeit nur die gänzliche Karenzierung offensteht, 

obwohl oft eine geringere Auslastung – so wie etwa nach einem mutterschaftsbedingten 

Karenzurlaub – den Gegebenheiten besser Rechnung tragen und soziale Härten vermeiden 

würde. Auch in den Fällen einer krankheitsbedingten Beeinträchtigung der Dienstfähigkeit ist 

eine der geminderten Leistungsfähigkeit entsprechende Herabsetzung der Auslastung für 

Beamtinnen und Beamte zum Vorteil sowohl des Dienstbetriebes als auch der Betroffenen 

möglich, für Richterinnen und Richter jedoch im Gesetz nicht vorgesehen. Diese 

Differenzierung ist auch im Hinblick auf den europarechtlichen Rahmen nicht zu rechtfertigen: 

In der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 

allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 

Beruf sieht Artikel 5 angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderung vor, wobei 

„Behinderung“ im Sinn der UN-Behindertenrechtskonvention auch eine Einschränkung durch 

eine ärztlich diagnostizierte heilbare oder unheilbare Krankheit umfasst, die den Betreffenden 

an der vollen und wirksamen Teilhabe am Berufsleben hindert und von langer Dauer ist 

(EuGH 11.04.2013, C-335/11 und C-337/11). Nach dieser Richtlinienbestimmung muss der 

Arbeitgeber die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 

erkrankten Bediensteten die Berufsausübung zu ermöglichen, soweit sie sie nicht 

unverhältnismäßig belasten. Derartige Maßnahmen könnten naturgemäß auch in der 

Herabsetzung der Auslastung bestehen, wie sie bei Richterinnen und Richtern durch eine 

entsprechende Bemessung der geschäftsverteilungsmäßigen Aufgaben ohne weiteres 

möglich sind.  

 

 
Der Vorsitzende: 

Dr. Manfred Scaria 
Elektronisch gefertigt ! 
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